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I. Bekanntmachungen des Landkreises

Satzung über die Gewährung von Aufwands-,
Fahrkosten-, Verdienstausfallentschädigung und 
Sitzungsgeldern an die Kreistagsabgeordneten

des Landkreises Wittmund und die nicht
dem Kreistag angehörenden Ausschußmitglieder
Aufgrund der §§ 7, 24, 35 und 47 Abs. 7 der Niedersächsischen Land-
kreisordnung in der Fassung vom 22. Juni 1982 (Nieders. GVBl.
S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nie-
ders. GVBl. S. 359), hat der Kreistag des Landkreises Wittmund heute
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
1. Die Kreistagsabgeordneten erhalten eine monatliche Aufwands-

entschädigung.
Die Aufwandsentschädigung beträgt
a) allgemein 260,00 DM
b) für Kreistagsabgeordnete, denen regelmäßig

während der Ausübung ihres Mandats Kosten
für Kinderbetreuung entstehen 360,00 DM

2. Darüber hinaus erhalten als monatliche Aufwandsentschädigung
a) der Landrat 1040,00 DM
b) der erste stellvertretende Landrat 390,00 DM
c) der zweite stellvertretende Landrat 260,00 DM
d) die Fraktions-/Gruppenvorsitzenden pro Mitglied 20,00 DM

3. Werden die Aufgaben des Landrats vertretungsweise länger als
zwei Kalendermonate ununterbrochen von einem der stellvertre-
tenden Landräte wahrgenommen, steht die Aufwandsentschädi-
gung nach Buchstabe a) für die weitere Dauer der Vertretung die-
sem zu. Sind die Vertreter länger als zwei Kalendermonate an der
Ausübung ihres Amtes verhindert, so wird nach dieser Zeit die Auf-
wandsentschädigung nicht mehr gezahlt.

§ 2
1. Kreistagsabgeordnete und andere nicht dem Kreistag angehörende

Mitglieder von Ausschüssen oder Beiräten des Landkreises erhal-
ten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, für die Teil-
nahme an einer Kreistags-, Ausschuß- oder Beiratssitzung ein Sit-
zungsgeld von 40,00 DM.

2. Kreistagsabgeordnete erhalten für die Teilnahme an einer Frakti-
ons- oder Gruppensitzung ebenfalls ein Sitzungsgeld von 40,00
DM.

§ 3
1. Als Fahrkostenerstattung innerhalb des Landkreises Wittmund

wird bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges eine Weg-
strecken- und Mitnahmeentschädigung nach den Bestimmungen
des Bundesreisekostengesetzes gezahlt, und zwar für die kürzeste
Entfernung zwischen dem Wohnort und dem Ort der Sitzung. Wird
kein privateigenes Kraftfahrzeug benutzt, wird eine Fahrko-
stenentschädigung in Höhe der Aufwendungen für die Inan-
spruchnahme eines öffentlichen Verkehrsmittels gezahlt.
Für Reisen außerhalb des Landkreises Wittmund - einschließlich zu
den Inseln Langeoog und Spiekeroog - werden Übernachtungsgeld
und Reisekosten aufgrund der Bestimmungen des Bundesreiseko-
stengesetzes nach der für den Oberkreisdirektor geltenden Reise-
kostenstufe gewährt.

2. Für die Fahrkosten innerhalb des Kreisgebietes mit Ausnahme der
Inseln Langeoog und Spiekeroog wird eine monatliche Pauschal-
entschädigung für den Landrat in Höhe von 300,00 DM, für den er-
sten stellvertretenden Landrat in Höhe von 200,00 DM und für den
zweiten stellvertretenden Landrat in Höhe von 100,00 DM gezahlt.
§ 1 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 4
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1. Selbständig und unselbständig tätigen Kreistagsabgeordneten und
anderen nicht dem Kreistag angehörenden Mitgliedern von Aus-
schüssen und Beiräten wird der in Ausübung des Mandats entstan-
dene nachgewiesene Verdienstausfall bis zum Höchstbetrag von
40,00 DM pro Stunde erstattet.

2. Kreistagsabgeordneten und anderen nicht dem Kreistag an-
gehörenden Mitgliedern von Ausschüssen und Beiräten des Land-
kreises Wittmund, die ausschließlich einen Haushalt führen und
keinen Verdienstausfall geltend machen, wird auf Antrag eine Pau-
schale in Höhe von 30,00 DM pro Stunde gewährt.

3. Kreistagsabgeordneten und anderen nicht dem Kreistag an-
gehörenden Mitgliedern von Ausschüssen und Beiräten des Land-
kreises Wittmund, die keine Ersatzansprüche gemäß Absatz 1 gel-
tend machen können, denen aber im beruflichen Bereich ein Nach-
teil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter
Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen
werden kann, wird auf Antrag eine Pauschale in Höhe von 15,00
DM pro Stunde, bei nachgewiesener Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft bis zu 25,00 DM pro Stunde gewährt.

§ 5
Diese Satzung tritt am 1. April 1995 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 30. März 1987 außer Kraft.

Wittmund, den 14. März 1995
Landkreis Wittmund

Schmidt L. S. Schultz
Landrat Oberkreisdirektor

II. Bekanntmachungen anderer Dienststellen

Haushaltssatzung der Samtgemeinde
Holtriem für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 71 Abs. 2 in Verbindung mit § 84 der Niedersächsi-
schen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds.
GVBl. S. 229) hat der Rat der Samtgemeinde Holtriem in seiner Sit-
zung am 20. Februar 1995 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 12 150 000 DM
in der Ausgabe auf 12 150 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 5 320 000 DM
in der Ausgabe auf 5 320 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredit-
aufnahmen für Investitionen und für Investitions-
förderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 659 000 DM
festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 
wird auf 430 000 DM
festgesetzt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen,
wird auf 1 800 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Der Umlagesatz der Samtgemeindeumlage wird auf 29 v. H.
der Bemessungsgrundlage der Kreisumlage festgesetzt.

Westerholt, den 20. Februar 1995

Samtgemeinde Holtriem

gez. Köneke (L. S.) gez. Poppen
SG-Bürgermeister SG-Direktor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 1995 wird
hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Die nach den §§ 71 Abs. 2, 76 Abs. 2, 91 Abs. 4 und 92 Abs. 2 der Nie-

dersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung vom 22. Juni 1982
(Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. September
1993 (Nds. GVBl. S. 359), in Verbindung mit § 18 Abs. 6 des Nieder-
sächsischen Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung vom 24. Februar
1993 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. De-
zember 1994 (Nds. GVBl. S. 520), erforderlichen Genehmigungen
sind durch den Landkreis Wittmund am 3. März 1995 unter Az.
20/083-01/Hom erteilt worden.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 der NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Rathaus, Zimmer 101, in We-
sterholt öffentlich aus.

Samtgemeinde Holtriem
Der Samtgemeindedirektor

I. V.: Albers

Haushaltssatzung der Gemeinde Blomberg
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Blomberg in seiner Sitzung am 9. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 1 033 000 DM
in der Ausgabe auf 1 033 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 2 040 000 DM
in der Ausgabe auf 2 040 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 150 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.

Blomberg, den 9. Februar 1995

gez. Laube (L. S.) gez. Willms
stv. Bürgermeister Gemeindedirektorin

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Blomberg wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Blomberg
Die Gemeindedirektorin

Haushaltssatzung der Gemeinde Eversmeer
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Eversmeer in seiner Sitzung am 21. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
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Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 401 000 DM
in der Ausgabe auf 401 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 502 000 DM
in der Ausgabe auf 502 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 50 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.

Eversmeer, den 21. Februar 1995

gez. de Vries (L. S.) gez. Engelkes
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Eversmeer wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Eversmeer
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Nenndorf
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Nenndorf in seiner Sitzung am 17. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 292 000 DM
in der Ausgabe auf 292 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 320 000 DM
in der Ausgabe auf 320 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 40 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 300 v. H.
b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.

2. Gewerbesteuer 300 v. H.

Nenndorf, den 17. Februar 1995

gez. Goldenstein (L. S.) gez. Denkena
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Nenndorf wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Nenndorf
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Neuschoo
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Neuschoo in seiner Sitzung am 25. Januar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 577 000 DM
in der Ausgabe auf 577 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 596 000 DM
in der Ausgabe auf 596 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 80 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.
Neuschoo, den 25. Januar 1995

gez. Tjarks (L. S.) gez. Storck
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Neuschoo wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Neuschoo
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Ochtersum
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Ochtersum in seiner Sitzung am 14. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
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Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 510 000 DM
in der Ausgabe auf 510 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 664 000 DM
in der Ausgabe auf 664 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 75 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.
Ochtersum, den 14. Februar 1995

gez. Pfaff (L. S.) gez. Freese
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Ochtersum wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Ochtersum
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Schweindorf
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Schweindorf in seiner Sitzung am 7. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 295 000 DM
in der Ausgabe auf 295 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 317 000 DM
in der Ausgabe auf 317 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 40 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.
Schweindorf, den 7. Februar 1995

gez. Schuster (L. S.) gez. Foken
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Schweindorf wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Schweindorf
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Utarp
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Utarp in seiner Sitzung am 15. Februar 1995 folgende Haus-
haltssatzung beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 299 000 DM
in der Ausgabe auf 299 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 362 000 DM
in der Ausgabe auf 362 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 40 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.
Utarp, den 15. Februar 1995

gez. Lottmann (L. S.) gez. Bents
stv. Bürgermeister Gemeindedirektorin

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Utarp wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Utarp
Die Gemeindedirektorin

Haushaltssatzung der Gemeinde Westerholt
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) hat der Rat der Ge-
meinde Westerholt in seiner Sitzung am 3. Februar 1995 folgende
Haushaltssatzung beschlossen:
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§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1995 wird
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 1 520 000 DM
in der Ausgabe auf 1 520 000 DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 1 823 000 DM
in der Ausgabe auf 1 823 000 DM
festgesetzt.

§ 2
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wer-
den nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im 
Haushaltsjahr 1995 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen
werden dürfen, wird auf 200 000 DM
festgesetzt.

§ 5
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haus-
haltsjahr 1995 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
(Grundsteuer A) 300 v. H.

b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) 300 v. H.
2. Gewerbesteuer 300 v. H.

Westerholt, den 3. Februar 1995

gez. Wunder (L. S.) gez. de Vries
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Westerholt wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO vom 5. bis
13. April 1995 zur Einsichtnahme im Gemeindebüro öffentlich aus.

Gemeinde Westerholt
Der Gemeindedirektor

Haushaltssatzung der Gemeinde Spiekeroog
für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund der §§ 40 und 84 der Niedersächsischen Gemeindeordnung
in der Fassung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Spiekeroog am 15. Februar 1995 folgende Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 1995 beschlossen:

§ 1
Der Haushaltsplan wird festgesetzt:
im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 4 005 300,– DM
in der Ausgabe auf 4 005 300,– DM
im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 759 500,– DM
in der Ausgabe auf 759 500,– DM

§ 2
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitio-
nen und für Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)
wird festgesetzt auf 0,– DM

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird festgesetzt
auf 0,– DM

§ 4
Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr 1995
zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird festgesetzt auf 200 000,– DM

§ 5
Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 1995
wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

(Grundsteuer A) 320 v. H.
b)  für Grundstücke (Grundsteuer B) 320 v. H.

2. Gewerbesteuer 320 v. H.

Spiekeroog, den 15. Februar 1995

(W. Klasing) L. S. (H.-J. Starke)
stv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 1995
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 1995 wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO in der Zeit vom
4. April 1995 bis 12. April 1995 zur Einsichtnahme im Rathaus, We-
sterloog 2, Zimmer 13, öffentlich aus.

Spiekeroog, den 23. März 1995

(Starke)
Gemeindedirektor

II. Änderungssatzung der Satzung über
Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz

für Mitglieder der Freiwilligen
Feuerwehr der Gemeinde Spiekeroog

§ 1

§ 1 Absatz 1 der Satzung über Aufwandsentschädigung und Auslagener-
satz für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Spiekeroog
vom 8. April 1983, zuletzt geändert am 26. April 1993, erhält folgende
Fassung:

(1) Die Ehrenbeamten und die übrigen ehrenamtlich tätigen Funktionsträ-
ger der Freiwilligen Feuerwehr erhalten folgende monatliche Auf-
wandsentschädigung:
Gemeindebrandmeister 135,00 DM
Stv. Gemeindebrandmeister 67,50 DM
Gerätewart 50,00 DM
Jugendfeuerwehrwart 30,00 DM
Jugendfeuerwehrwartin 30,00 DM

§ 2

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

Spiekeroog, den 16. März 1995

H. Wiethorn (L. S.) H.-J. Starke
(Bürgermeister) (Gemeindedirektor)

Satzung zur 3. Änderung der Satzung
über die Abwälzung der Abwasserabgabe

der Samtgemeinde Esens
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 der Niedersächsischen Gemeinde-
ordnung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229) in der zur Zeit
geltenden Fassung, des § 9 Abs. 4 des Abwasserabgabengesetzes
des Bundes vom 5. Juli 1994 (BGBl. I S. 1453), der §§ 5 und 6 des
Nieders. Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz in der
Neufassung vom 24. März 1989 (Nds. GVBl. S. 70) in Verbindung mit
§ 149 des Nieders. Wassergesetzes in der Fassung vom 20. August
1990 (Nds. GVBl. S. 371) und der §§ 2 und 5 des Nieders. Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung vom 11. Februar 1992 (Nds. GVBl.
S. 29) hat der Rat der Samtgemeinde Esens am 15. März 1995 folgende
Satzung beschlossen:

Artikel I
Die Satzung der Samtgemeinde Esens über die Abwälzung der Ab-
wasserabgabe vom 19. Oktober 1983 (veröffentlicht im Amtsblatt für
den Landkreis Wittmund Nr. 22 vom 1. Dezember 1984), zuletzt geän-
dert am 26. Juni 1991 (veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis
Wittmund Nr. 14 vom 16. September 1991), wird wie folgt geändert:

§ 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
1. Die Satzteile
„ab 1. Januar 1995 = 35,00 DM

ab 1. Januar 1997 = 40,00 DM
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ab 1. Januar 1999 = 45,00 DM“
werden ersetzt durch
„ab 1. Januar 1997 = 35,00 DM“

Artikel II
Diese Satzung tritt am 1. Januar 1995 in Kraft.

Esens, den 15. März 1995

Samtgemeinde Esens
Eden Thüer

Samtgemeindebürgermeister (L. S.) Samtgemeindedirektor

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Blomberg
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Blomberg in seiner Sitzung am 14. März 1995 fol-
gende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Blomberg entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
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anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8

BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
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g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden

sind.
2.) Dabei sind hergestellt

a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-
nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrages verlangen,
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder
wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.

Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 9. November
1979 außer Kraft.

Blomberg, den 14. März 1995

Gemeinde Blomberg
gez. Laube (L. S.) gez. Willms

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektorin

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Eversmeer
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Eversmeer in seiner Sitzung am 21. Februar 1995
folgende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Eversmeer entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
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wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;
3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und

im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB

auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.
4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen

Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
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ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungs-
plangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer der
gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Be-
rufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;

b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden sind.

2.) Dabei sind hergestellt
a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-

nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrages verlangen,
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder
wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.
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Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 31. August
1979 außer Kraft.

Eversmeer, den 21. Februar 1995

Gemeinde Eversmeer
gez. de Vries (L. S.) gez. Engelkes

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Nenndorf
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Nenndorf in seiner Sitzung am 17. Februar 1995 fol-
gende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Nenndorf entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;



– 26 –

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der Ver-
teilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche bei
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der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen zu 2/3 in
Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden

sind.
2.) Dabei sind hergestellt

a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-
nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder

nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrages verlangen,
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder
wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Nenndorf, den 21. Februar 1995

Gemeinde Nenndorf
gez. Goldenstein (L. S.) gez. Denkena

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Neuschoo
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Neuschoo in seiner Sitzung am 25. Januar 1995 fol-
gende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Nesuchoo entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
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1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;

l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-
anlagen;

m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
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Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der Be-
sonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei al-
len in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grundstücken
je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.
4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird

vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden

sind.
2.) Dabei sind hergestellt

a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-
nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
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Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrags verlangen, wenn
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn
mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 24. Juli  1979
außer Kraft.

Neuschoo, den 25. Januar 1995

Gemeinde Neuschoo
gez. Tjarks (L. S.) gez. Storck

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Schweindorf
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Schweindorf in seiner Sitzung am 7. Februar 1995
folgende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Schweindorf entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;



– 31 –

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb

des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
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anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, sind
zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.
2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind

sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden sind.

2.) Dabei sind hergestellt
a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-

nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrage verlangen, wenn
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn
mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 19. November
1979 außer Kraft.

Schweindorf, den 7. Februar 1995

Gemeinde Schweindorf
gez. Schuster (L. S.) gez. Foken

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektor

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Utarp
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Utarp in seiner Sitzung am 15. Februar 1995 fol-
gende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Utarp entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach
Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-
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rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erforderli-
chen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;
2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit

Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
Breite beitragsfähig.

7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die
in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage
und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
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Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwi-
schen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifen-
den Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-

denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-

schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden

sind.
2.) Dabei sind hergestellt

a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-
nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-
gestellt sind;

d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage
und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-
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stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrags verlangen, wenn
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder wenn
mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 27. Juli 1979
außer Kraft.

Utarp, den 15. Februar 1995

Gemeinde Utarp
gez. Lottmann (L. S.) gez. Bents

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektorin

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

in der Gemeinde Westerholt
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt ge-
ändert durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466), in Verbindung mit § 6 der
Niedersächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 229), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. September 1993 (Nds. GVBl. S. 359), hat der
Rat der Gemeinde Westerholt in seiner Sitzung am 3. Februar 1995 fol-
gende Erschließungsbeitragssatzung beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Er-
schließungsanlagen erhebt die Gemeinde Westerholt entsprechend
den Vorschriften des Baugesetzbuches Erschließungsbeiträge nach

Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art der Erschließungsanlagen

Erschließungsanlagen sind:
1.) die zum Anbau bestimmten oder die für entsprechend den bau-

rechtlichen Vorschriften gewerblich zu nutzenden Flächen erfor-
derlichen öffentlichen Straßen, Wege und Plätze;

2.) die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege);

3.) die zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sammelstraßen;
4.) öffentliche Parkflächen für Fahrzeuge aller Art sowie Grünanlagen

mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie Bestandteil der
in den Nummern 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen oder nach
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren
Erschließung notwendig sind;

5.) Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, auch
wenn sie nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen sind.

§ 3
Umfang der Erschließungsanlagen

1.) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für
1. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken

in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 18 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 24 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 32 m,
wenn sie beidseitig zum Anbau bestimmt sind;

2. Straßen, Wege und Plätze zur Erschließung von Grundstücken
in Baugebieten (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) mit
einer zulässigen Bebauung von
a) bis zu zwei Geschossen bis zu einer Breite von 12 m;
b) über zwei Geschossen bis zu vier Geschossen bis zu einer

Breite von 18 m;
c) über vier Geschossen bis zu einer Breite von 24 m,
wenn sie einseitig zum Anbau bestimmt sind;

3. Straßen, Wege und Plätze im Kerngebiet, im Gewerbegebiet und
im Industriegebiet (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) bis
zu einer Breite von 24 m, wenn sie beidseitig und bis zu 18 m,
wenn sie einseitig zum Anbau oder zur gewerblichen Nutzung
bestimmt sind;

4. Fußwege und Wohnwege (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 2
BauGB) bis zu einer Breite von 5 m;

5. Sammelstraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite
von 21 m;

6. Parkflächen und Grünanlagen, soweit sie zu Verkehrsanlagen
im Sinne von Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 gehören, bis zu einer Breite
von 5 m und Grünanlagen bei Anlagen nach Nr. 4 bis zu einer
Breite von 2 m;

7. Parkflächen und Grünanlagen soweit sie nicht Bestandteil der
Nr. 1 bis 5 genannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städte-
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind, bis zu 20 v. H. der Summe der
Grundstücksflächen der durch sie erschlossenen Grundstücke.

8. Der Umfang von Anlagen nach § 2 Ziffer 5 wird durch eine
ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

2.) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 5 genannten Breiten umfassen
Fahr- und Standspuren, Moped-, Rad- und Gehwege, Schramm-
borde und Sicherheitsstreifen, nicht dagegen eventuelle Park-
flächen und Grünanlagen.

3.) Die in Abs. 1 Nr. 4 genannte Breite umfaßt nicht eventuelle Grün-
anlagen.

4.) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind die Durchschnittsbreiten; sie
werden ermittelt, indem die Fläche der gesamten Erschließungs-
anlage durch die Länge der Anlagenachse geteilt wird.

5.) Die in Abs. 1 genannten Breiten umfassen nicht die zu den
Erschließungsanlagen gehörenden und zu ihrer Herstellung not-
wendigen Böschungen und Stützmauern sowie die Fahrbahnen der
Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in der
Breite ihrer anschließenden freien Strecken.

6.) Ergeben sich aus der Nutzung der Grundstücke im Sinne von
Abs. 1 unterschiedliche Breiten, so ist der Aufwand für die größte
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Breite beitragsfähig.
7.) Endet eine Straße mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die

in Abs. 1 bestimmten Breiten für den Bereich des Wendehammers
um 50 v. H., mindestens aber um 8 m.

§ 4
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Zum beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören die Kosten
für
a) den Erwerb der Flächen für Erschließungsanlagen;
b) die Freilegung;
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich

des Unterbaues, der Befestigung der Oberfläche sowie not-
wendige Erhöhungen oder Vertiefungen;

d) die Herstellung der Rinnen sowie der Randsteine;
e) die Radfahrwege mit Schutzstreifen;
f) die Mopedwege;
g) die Gehwege;
h) die Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Entwässerung der Erschließungsanlagen;
j) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern;
k) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen;
l) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungs-

anlagen;
m) die erstmalige Herstellung von Parkflächen;
n) die Herrichtung der Grünanlagen;
o) Anlagen zum Schutze von Baugebieten gegen Schall und Um-

welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.
2.) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand umfaßt auch

a) den Wert, der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen bereit-
gestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

b) diejenigen Kosten, die für Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten
klassifizierter Straßen (Bundesfernstraßen, Landesstraßen und
Kreisstraßen) insoweit entstehen, als sie gegenüber ihren an-
schließenden freien Strecken breiter hergestellt werden.

3.) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen für Erschließungs-
anlagen gehört im Falle einer erschließungsbeitragspflichtigen
Zuteilung i. S. des § 57 S. 4 BauGB und des § 58 Abs. 1 S. 1 BauGB
auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

4.) Der beitragsfreie Aufwand wird nach den tatsächlich entstandenen
Kosten ermittelt.

§ 5
Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne
Erschließungsanlage oder für bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage ermittelt werden. Für mehrere Erschließungs-
anlagen, die zur Erschließung von Grundstücken eine Einheit bilden,
kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden.

§ 6
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Von dem ermittelten beitragsfähigen Erschließungsaufwand trägt die
Gemeinde 10 v. H.

§ 7
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

1.) Der nach § 4 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug
des Anteils der Gemeinde (§ 6) auf die durch die einzelne
Erschließungsanlage, durch bestimmte Abschnitte einer Er-
schließungsanlage oder im Falle der zusammengefaßten Auf-
wandsermittlung durch die eine Erschließungseinheit bildenden
Erschließungsanlagen erschlossenen Grundstücke unter Berück-
sichtigung der nachfolgenden Absätze nach dem Verhältnis ver-
teilt, in dem die Grundstücksflächen zueinander stehen.

2.) Als Grundstücksfläche gilt
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen,

die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes
hinausreichen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes,
wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist;

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die
nicht unter lit. e) fallen, die Gesamtfläche des Grundstücks,
höchstens jedoch die Fläche zwischen der Erschließungsanlage

und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;
bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angren-
zen oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg
mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer im
Abstand von 40 m dazu verlaufenden Parallelen;

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) – c) ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche
zwischen der Erschließungsanlage bzw. im Fall von lit. c) der der
Erschließungsanlage zugewandten Grundstücksseite und
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der über-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht;

e) bei Grundstücken, die nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
plätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb
des im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,
die Gesamtfläche des Grundstücks.

3.) Bei den in Ziff. 2 lit. e) genannten Grundstücken wird nur die
Grundstücksfläche nach Ziff. 2 berücksichtigt.
Im übrigen wird bei bebauten oder bebaubaren und bei gewerblich
genutzten oder gewerblich nutzbaren Grundstücken zu der nach
Ziff. 2 festgestellten Grundstücksfläche je Vollgeschoß 25 v. H. der
Grundstücksfläche hinzugezählt.
Als Vollgeschoß gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen
Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoßzahl wegen der
Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei
allen in anderer Weise baulich oder gewerblich genutzten Grund-
stücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoß gerechnet.

4.) Die nach Ziff. 2 und Ziff. 3 ermittelte Grundstücksfläche wird
vervielfacht
a) mit 0,5, wenn das Grundstück nur in einer der baulichen oder ge-

werblichen Nutzung vergleichbaren Weise (z. B. Friedhöfe,
Sportplätze, Freibäder, Dauerkleingärten und Festplätze) nutz-
bar ist oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt wird,

b) mit 1,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausge-
wiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfge-
bietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung innerhalb eines Bebau-
ungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in
einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Ver-
waltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie
Berufe) genutzt wird;

c) mit 2,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich beste-
henden (§ 34 BauGB) oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8
BauNVO), Industriegebietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebie-
tes (§ 11 BauNVO) liegt.

d) Die vorstehenden Regelungen zu lit. b) und c) gelten nicht für
die Abrechnung von selbständigen Grünanlagen.

5.) Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziff. 3 S. 2 gilt
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchst-

zulässige Zahl der Vollgeschosse;
b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Voll-

geschosse nicht festgesetzt, sondern nur eine Baumassenzahl
oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zah-
len aufgerundet;

c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze er-
richtet werden dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoß;

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von einem
Vollgeschoß;

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von zwei
Vollgeschossen;

f) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung er-
gebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von Ausnahmen oder
Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach lit. a), c) und d)
oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach lit. b) über-
schritten werden;

g) soweit kein Bebauungsplan besteht
aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-
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denen Vollgeschosse;
bb) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren

Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse;
cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges Gebäude
behandelt;

h) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe be-
stimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend fest-
gesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach lit. a) oder lit. b).

§ 8
Grundstücke an mehreren Erschließungsanlagen

1.) Grundstücke, die durch mehrere beitragsfähige Erschließungs-
anlagen i. S. von § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden,
sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig.

2.) Werden solche Grundstücke nur für Wohnzwecke genutzt oder sind
sie nur für Wohnzwecke bestimmt, so wird die nach § 7 Ziff. 3 er-
mittelte und bei der Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichti-
gende Grundstücksfläche bei jeder der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen nur zu 2/3 in Ansatz gebracht. Ist die nach § 7
Ziff. 2 festgestellte Grundstücksfläche größer als 900 m2, so be-
schränkt sich diese Regelung auf die Teilfläche von 900 m2.

3.) Die vorstehende Regelung gilt nicht, wenn ein Erschließungs-
beitrag nur für eine Erschließungsanlage i. S. von § 127 Abs. 2
Nr. 1 BauGB erhoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere
Anlagen nach geltendem Recht nicht erhoben werden konnten und
auch künftig nicht erhoben werden.

4.) Werden Grundstücke durch Wohnwege (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)
oder durch Grünanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) mehrfach
erschlossen, so wird die nach § 7 Ziff. 3 ermittelte und bei der
Verteilung nach § 7 Ziff. 1 zu berücksichtigende Grundstücksfläche
bei der Abrechnung jedes Wohnweges bzw. jeder Grünanlagen
zu 2/3 in Ansatz gebracht.

§ 9
Kostenspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge kann der Er-
schließungsbeitrag erhoben werden für
a) den Erwerb der Erschließungsflächen;
b) die Freilegung der Erschließungsflächen;
c) die Herstellung von Straßen und Wege ohne Moped-, Rad- und Geh-

wege sowie ohne Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen;
d) die Herstellung der Gehwege oder eines von ihnen;
e) die Herstellung der Mopedwege oder eines von ihnen;
f) die Herstellung der Radwege mit Schutzstreifen oder eines von

ihnen;
g) die Herstellung der Entwässerungseinrichtungen;
h) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen;
i) die Herstellung der Parkflächen;
j) die Herstellung der Grünanlagen.

§ 10
Merkmale der endgültigen Herstellung

von Erschließungsanlagen
1.) Straßen, Wege und Plätze, Fußwege und Wohnwege sowie

Sammelstraßen (Anlagen nach § 127 Abs. 2 Nr. 1 – 3 BauGB) sind
endgültig hergestellt, wenn
a) sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße ange-

schlossen sind;
b) die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist;
c) die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vorhanden

sind.
2.) Dabei sind hergestellt

a) Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen (Kombi-
nation aus Fahrbahn und Gehweg ohne Abgrenzung unter-
einander), wenn sie einen Unterbau und eine Decke aus Pflaster,
Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neuzeit-
licher Bauweise aufweisen;

b) die Fußwege und Wohnwege, wenn sie eine Befestigung mit
Platten, Pflaster, Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen
Material neuzeitlicher Bauweise erhalten haben;

c) die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die
Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-
flächenwassers erforderlichen Leitungen betriebsfertig her-

gestellt sind;
d) die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der Anlage

und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl von Beleuch-
tungskörpern hergestellt ist.

3.) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie eine
Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die Gemeinde
Eigentümerin ihrer Flächen ist und
a) die Parkflächen die in Ziff. 2 lit. a), c) und d) aufgeführten Her-

stellungsmerkmale aufweisen;
b) die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind.

4.) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile und
Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage abweichend von
Ziff. 1 – 3 festgelegt werden.

§ 11
Entstehung der Beitragspflicht

1.) Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der
Erschließungsanlage (§ 133 Abs. 2 BauGB).

2.) In den Fällen einer Kostenspaltung entsteht die Beitragspflicht mit
Abschluß der Maßnahme, deren Aufwand durch den Teilbeitrag
gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspaltung.

3.) Bei der Abrechnung von bestimmten Abschnitten einer Er-
schließungsanlage entsteht die Beitragspflicht mit der endgültigen
Herstellung der Abschnittsmaßnahme und der Anordnung der
Abschnittsbildung.

§ 12
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen gem. § 2 Ziff. 5
werden durch eine ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 13
Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag

1.) Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder
nicht in vollem Umfang entstanden ist, kann die Gemeinde Vor-
ausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des vor-
aussichtlichen endgültigen Erschließungsbeitrages verlangen,
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird oder
wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen
worden ist und die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage
innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist.

2.) Die Vorausleistung ist mit der endgültigen Beitragsschuld zu
verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig
ist.
Die Vorausleistung wird durch Vorausleistungsbescheid erhoben.

§ 14
Ablösung des Erschließungsbeitrages

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist,
kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden.
Zur Feststellung des Ablösungsbetrages ist der für die endgültige
Herstellung der Erschließungsanlage entstehende Erschließungs-
aufwand anhand der Kosten für vergleichbare Erschließungsanlagen
zu ermitteln und nach Maßgabe der §§ 7 und 8 auf die durch die
Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke zu verteilen.
Durch Zahlung des Ablösungsvertrages wird die Beitragspflicht
endgültig abgegolten.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom 14. Dezember
1979 außer Kraft.

Westerholt, den 3. Februar 1995

Gemeinde Westerholt
gez. Wunder (L. S.) gez. de Vries

stellv. Bürgermeister Gemeindedirektor
Sielacht Wittmund 26409 Wittmund, den 29. März 1995

Bekanntmachung
Beitragshebung

Das Beitragsbuch und die Hebeliste der Sielacht Wittmund liegen
gem. § 33 Abs. 2 und § 46 Abs. 1 der gültigen Sielachtsatzung in der
Zeit vom 29. März bis zum 11. April 1995 von montags bis freitags,
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, in der Geschäftsstelle der Sielacht Wittmund,
Fuhrmannstraße 4 (Gewerbegebiet Ost), 26409 Wittmund, zum Ein-
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blick der Mitglieder aus.
Durch Beschluß des Vorstandes wurde der Beitrag für das Rech-
nungsjahr 1995 auf DM 32,00 / ha veranschlagt. Der Mindestbeitrag
ist gleich 1/2 ha und beträgt 16,00 DM. Die Erschwerniszuschläge
gem. § 31 Abs. 2 der Satzung betragen für katastermäßig ausgewie-
sene ungleichförmig befestigte Flächen DM 32,00 / ha (Beiwert 1), für
katastermäßig ausgewiesene gleichförmig und geschlossen befestigte
Flächen sowie Hof- und Gebäudeflächen DM 64,00 / ha (Beiwert 2).
Die Genehmigung des Haushaltes 1995 erfolgte in der Ausschußsit-
zung vom 8. März 1995.
Veranlagungsgrundlage ist der Katasterstand vom Dezember 1994.
Gegen das Beitragsbuch und gegen die Hebeliste können die Mitglie-
der innerhalb eines Monats nach Ablauf der Auslegefrist Widerspruch
einlegen. Der Widerspruch ist schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift bei der Sielacht Wittmund einzulegen. Über einen Widerspruch
entscheidet der Vorstand der Sielacht Wittmund.
Werden Beiträge nicht rechtzeitig entrichtet, so werden Säumniszu-
schläge erhoben. Die Säumniszuschläge betragen 1 v. H. des rück-
ständigen Beitrages für jeden angefangenen Monat vom Fälligkeits-
tage an gerechnet.
Der Mindestsäumniszuschlag beträgt DM 2,00.
Die Auslagen und Portogebühren werden gesondert in Rechnung ge-
stellt.

Einfriedigung von Grünländereien entlang Gewässer II. Ordnung
Die Eigentümer und Besitzer der zum Verband gehörenden und an ei-
nem Gewässer des Verbandes liegenden Weidegrundstückes sind ver-
pflichtet, diese Grünländereien entlang der Gewässer 80 cm von der
oberen Böschungskante einzufriedigen. Ackerland darf nicht
näher als 80 cm von der oberen Böschungskante bearbeitet wer-
den. An den Gewässern, die mit Mähpfaden ausgerüstet sind, beträgt
der Abstand 2 m. Die Mähpfade dürfen nicht zur Beweidung und zum
Viehtrieb genutzt werden. Durch Tränkestellen dürfen Profile der Ver-
bandsgewässer nicht verändert werden. Es empfiehlt sich, statt der

Tränkestellen Weidepumpen aufzustellen. Weidepumpenschläuche
sind in den Gewässerböschungen so einzugraben, daß diese bei der
maschinellen Unterhaltung nicht beschädigt werden können. Die
Führung des Schlauches soll gradlinig sein und ist am Saugkorb durch
einen farbigen Pflock – 1,5 Meter hoch – oder Schwimmkörper zu
kennzeichnen, dieses gilt gleichermaßen für Dränausläufe. Die Siel-
acht haftet nicht für Schäden, die bei Böschungsarbeiten an den Was-
serentnahmevorrichtungen bzw. Dränausläufen entstehen.

Soweit die Durchführung des Verbandsunternehmens nicht auf
den Mähpfaden erfolgen kann, haben die Eigentümer und Besit-
zer der vorerwähnten Grundstücke die Einfriedigung zwischen
den Flurstücksgrenzen so herzurichten, daß ein Öffnen und
Schließen des Zaunes auf den Überfahrten ohne wesentlichen
Zeitaufwand gesichert ist. Dieses geschieht zweckmäßigerweise
durch Aufstellen von Dammtoren oder Anbringen von Torgriffen.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, daß das Räumgut entlang
der Verbandsgewässer vom Grundstücksanlieger aufzunehmen und
einzuplanieren oder abzufahren ist.

Diese Anordnungen beruhen auf den §§ 6 und 7 der Satzung der Siel-
acht Wittmund und sind im Interesse aller Verbandsmitglieder unbe-
dingt einzuhalten.

Ganz besonders wird die Unterhaltung der Gewässer streckenweise
durch Maisanbau behindert. Wir bitten heute darum, die Maisanbau-
flächen nicht direkt an unsere Gewässer zu legen oder zumindest ei-
nen Streifen von etwa 3,00 m freizulassen. Geschieht dies nicht, sehen
wir uns leider gezwungen, die Flächen mit Räumfahrzeugen zu durch-
fahren.

Es wird besonders darauf hingewiesen, daß bei der Nichtbeach-
tung dieser Anordnungen Ordnungsstrafen festgesetzt und die
Überfahrten auf Kosten der Säumigen entsprechend hergerichtet
werden.

Enno-Ludwig Peters
Obersielrichter

Das „Amtsblatt für den Landkreis Wittmund“ erscheint nach Bedarf.
Herausgeber: Landkreis Wittmund.
Druck: Mettcker-Druck, Wittmund.
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